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Gemeinden im Spannungsfeld zwischen 
Konsolidierungsverpflichtung und Leistungsausbau 
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Verringerte Einnahmenbasis 

• Steuerreformen ohne 
Gegenfinanzierung

• Inflation
• Schwache wirtschaftliche 

Entwicklung
• Fehlende Grundsteuerreform
• Mitfinanzierung Soziales/Pflege

Steigende Aufgabenbedarfe

• Ausbaubedarf Kinderbetreuung 
(kleinere Gruppengröße, höhere 
Betreuungsquote)

• Investitionen in Klimaschutz und 
Klimawandelanpassung

• Ausbau Öffentlicher Verkehr 



Prognose & Schlüsse 
– die wichtigsten Ergebnisse vorab
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▪ Liquidität der Gemeinden ist trotz zusätzlicher Einnahmen gemäß 
Regierungsprogramm nachhaltig geschwächt 

▪ z.B. Schließen von Steuerlücken bei der Grunderwerbsteuer, 
Entfall Mehrwertsteuerbefreiung Photovoltaik

▪ Halbierung des Spielraums im Vergleich zum Vorkrisenniveau

▪ jede zweite Gemeinde wird eine Abgangsgemeinde sein

▪ Zentrales Problem: die hohe Umlagendynamik bei gleichzeitig 
steigenden Aufgaben

Lösung bedarf
• Einsparungen bei Gemeinden und
• gesamtstaatliche Strukturreformen 



Drei Szenarien der Gemeindefinanzprognose
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Ertragsanteilsprognose BMF Mai 2025Ertragsanteile

Eigene Abgaben
Kommunalsteuer gemäß Lohn- und Gehaltssumme (WIFO), 

weitere eigene Abgaben gemäß 5-Jahresschnitt

Umlagen

VPI des Vorjahres + 1% 
Vorrückung

Personal-
ausgaben

minus 1 Prozentpunkt bei 
Steigerung ab 2025

Weitere 
Auszahlungen

Orientierung an VPI 
(teils zeitverzögert)

gemäß Vorgaben der Länder
wie Ertragsanteils-

dynamik ab 2026

Finanzzuweis-
ungen des Bundes FAG 2024 (z.B. Zukunftsfonds), Gemeindepaket Juni 2024

Szenario 1 – Ohne 
Gegensteuerung

Gebühren, 
Leistungsentgelte

Mittelwert VPI Vorjahr 
und aktuelles Jahr

plus 1 Prozentpunkt bei 
Steigerung ab 2025

Szenario 2 – 
Höhere Gebühren, 
geringere Ausgaben

Szenario 3 – Höhere 
Grundsteuer, 

geringere Umlagen

Mittelwert VPI Vorjahr 
und aktuelles Jahr

Erhöhung Grundsteuer 
um 50% ab 2026 

VPI des Vorjahres + 1% 
Vorrückung

Orientierung an VPI 
(teils zeitverzögert)

minus 1 Prozentpunkt bei 
Steigerung ab 2025

Grün = Unterschied zu den anderen Szenarien



Gemeindefinanzprognose zeigt Einbruch der 
Finanzierungsspielräume für alle Gemeinden ab 2023 
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* Die Öffentliche Sparquote zeigt an, welcher Anteil an operativen Einzahlungen nach Abzug der operativen Auszahlungen für Investitionen und Schuldtilgungen verbleibt. 
Als Richtwert gelten hier zumindest 12 Prozent, um weiterhin ausreichend Investitionen tätigen zu können.

Prognose der Öffentlichen Sparquote* 
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Bisherige Werte Ohne Gegensteuerung

Wenn nicht gegengesteuert 
wird, verschlechtert sich der 
finanzielle Spielraum weiter. 



Gemeindefinanzprognose zeigt Einbruch der 
Finanzierungsspielräume für alle Gemeinden ab 2023 
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* Die Öffentliche Sparquote zeigt an, welcher Anteil an operativen Einzahlungen nach Abzug der operativen Auszahlungen für Investitionen und Schuldtilgungen verbleibt. 
 Als Richtwert gelten hier zumindest 12 Prozent, um weiterhin ausreichend Investitionen tätigen zu können.
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Bisherige Werte Ohne Gegensteuerung Höhere Gebühren/Beiträge und geringere Ausgaben

Steigende Umlagen können nur 
finanziert werden, wenn die kommunale 

Daseinsvorsorge zurückgefahren wird. 



Gemeindefinanzprognose zeigt Einbruch der 
Finanzierungsspielräume für alle Gemeinden ab 2023 
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* Die Öffentliche Sparquote zeigt an, welcher Anteil an operativen Einzahlungen nach Abzug der operativen Auszahlungen für Investitionen und Schuldtilgungen verbleibt. 
 Als Richtwert gelten hier zumindest 12 Prozent, um weiterhin ausreichend Investitionen tätigen zu können.
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Bisherige Werte Ohne Gegensteuerung

Höhere Gebühren/Beiträge und geringere Ausgaben Höhere Grundsteuer und geringere Umlagendynamik ab 2026

Die Lösung struktureller Probleme – 
etwa Grundsteuer und Umlagen – würde 
wesentlich zur Stabilisierung beitragen. 



Stark sinkende verbleibende Spielräume nach Umlagen 

Während 2019 noch 51 % der Ertragsanteile für die kommunale Daseinsvorsorge verblieben, 
werden es 2028 nach Abzug der drei großen Umlagen nur mehr 39 % sein. 
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Prognose: Zusätzlicher Verschuldungsbedarf

▪ Operative Gebarung kann mit Investitionsbedarf nicht mithalten

▪ daher steigender Finanzierungsbedarf über Darlehen

Bei angenommener Entwicklung der Investitionen gemäß VPI
            würde sich der Finanzierungsbedarf (Verschuldung) bis 2027
            gegenüber 2024 verdoppeln.

1 Mrd. Euro an 
öffentlichen 

Schulden der 
Gemeinden 

ohne Wien 2024



Spielräume im laufenden Betrieb müssen daher wieder 
erhöht werden 
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Gegenüberstellung Änderungen von Szenario 2 und 3 
gegenüber Szenario 1

Szenario 2 – Höhere Gebühren, 
geringere Ausgaben
• Geringere Steigerung Personal- 

und Sachausgaben um 1% unter 
Plan = ca. 150 Mio. Euro p.a.

• Steigerung 
Gebühren/Leistungsentgelte um 
1% über Inflation 
= ca. 65 Mio. Euro p.a.

Szenario 3 – Höhere Grundsteuer, 
geringere Umlagen
• Grundsteuer +50% = 340 Mio. Euro 
• Umlagendynamik anpassen 

= 60 Mio. Euro (2026) bis 190 Mio. 
Euro (2028)

Zusätzlich Reduktion Investitionen um 10% = 160 Mio. Euro 

gesamt 
375 Mio. Euro 

gesamt 
560 Mio. Euro 

2026 



Risiken der Umsetzung
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Annahme: Halbierung der Neuverschuldung notwendig; 
daher Konsolidierung von 500 Mio. Euro 

Szenario 2 – Höhere Gebühren, 
geringere Einnahmen
• Geringere Steigerung Personal- 

und Sachausgaben um 1% unter 
Plan = ca. 150 Mio. Euro p.a.

• Steigerung 
Gebühren/Leistungsentgelte um 
1% über Inflation 
= ca. 65 Mio. Euro p.a.

Szenario 3 – Höhere Grundsteuer, 
geringere Umlagen
• Grundsteuer +50% = 330 Mio. Euro 
• Umlagendynamik anpassen 

= 20 Mio. Euro (2026) bis 180 Mio. 
Euro (2028)

Zusätzlich Reduktion Investitionen um 10% = 160 Mio. Euro 

gesamt 
375 Mio. Euro 

gesamt 
510 Mio. Euro 

2026 
Potenzial durch gesetzliche 

Regelungen und soziale 
Verträglichkeit beschränkt

Zielkonflikte mit steigenden Bedarfen – 
insbesondere Kinderbetreuung und 

Ganztagsschulen; Personalabbau nicht 
kurzfristig möglich

Bundesgesetzliche 
Regelung notwendig

Landesgesetzliche Regelung notwendig; 
weiters Reformen im Finanzausgleich zur 
Finanzierung von Gesundheit, Pflege und 

Soziales

Schwächt regionale 
Wirtschaft, Risiko 

Investitionsrückstau

Weiteres Risiko: weniger 
laufende und investive 

Finanzhilfen von 
Ländern und Bund 



Geringere Dynamik Personalausgaben bedeutet Abbau 
von Dienstposten

▪ eine geringere Dynamik bei 

Personalausgaben um 1% entspricht 

einer Ersparnis von 

rund 60 Mio. Euro pro Jahr 

▪ das sind jährlich rund 850 

Dienstposten/geringere Abschlüsse

▪ Gemeinden beschäftigen derzeit 

88.000 Arbeitnehmer*innen (ohne Wien)

▪ es müssten daher pro Jahr 1% der 

Dienstposten eingespart werden
12

Personalausgaben 2023

Allgemeine Verwaltung 
(inkl. Finanzwirtschaft)
28 % Anteil 2023

Bildung (v.a. Schulen, 
Tagesbetreuung 
und Elementarpädagogik)
33 % Anteil 2023

Dienstleistungen (z.B. Bauhof, 
Ver- und Entsorgung)
21 % Anteil 2023

Weiteres (z. B. Verkehr, 
Soziales, Kultur)
18 % Anteil 2023

v.a. Elementarpädagogik steigender Bedarf: 
bis +35% mehr Betreuungspersonal bis 2030 

(+11.200 Betreuungspersonen)*

* Löffler et al. (2022)



Einsparmöglichkeiten der Gemeinden – Teil 1 
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Aufgabenbereich Beispiele für Aufgaben 

Netto-
ausgaben 

2023 in Mio. 
Euro 

Einspar-
potenzial 

(rot= nein, 
gelb = teils, 

grün = ja)

Erläuterung zu Potenzialen für Konsolidierung

Allgemeine 
Verwaltung 

Gewählte Organe (z.B. Sitzungsgelder), Bürgerservice, 
Gemeindeamt, Standesamt, Bauverwaltung, 
Bezirksverwaltungen in Statutarstädten -2.614

Prozessoptimierung, Gemeindekooperationen, 
Digitalisierung

Soziales

primär Umlage ans Land für Pflege, Kinder- und 
Jugendhilfe, Sozialhilfe; kommunale Pflege- und 
Altenheime -2.587

kein Potenzial (Vorschreibung durchs Land) - 
dynamischer Ausgabenbereich

Gesundheit

primär Umlage ans Land für Krankenanstalten und 
Mitfinanzierung Rettungsdienste sowie 
Sprengelärzt*innen; Tierkörperbeseitigung -1.717

kein Potenzial (Vorschreibung durchs Land) - 
dynamischer Ausgabenbereich

Dienstleistungen

Ver- und Entsorgung, Friedhöfe, Parkanlagen, Bauhöfe, 
Fuhrpark, Frei- und Hallenbäder, Wohn- und 
Geschäftsgebäude -1.291

Prozessoptimierung, Gemeindekooperationen, 
Reduktion von Leistungsangeboten oder 
Schließung von Einrichtungen

Vorschulische 
Erziehung Kindergärten und -krippen -1.230

insgesamt kein Potenzial - dynamischer 
Ausgabenbereich (Ausbaubedarf 
Betreuungsquote), Potenziale durch 
Zusammenlegung wenig ausgelasteter Standorte 
und regionale Kooperation



Einsparmöglichkeiten der Gemeinden – Teil 2 
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Aufgabenbereich Beispiele für Aufgaben 

Netto-
ausgaben 

2023 in Mio. 
Euro 

Einspar-
potenzial 

(rot= nein, 
gelb = teils, 

grün = ja)

Erläuterung zu Potenzialen für Konsolidierung

Allgemein-
bildender 
Unterricht

Volksschulen, Mittelschulen, Sonderschulen, 
Zuzahlungen zu Berufsschulen -1.219

insgesamt kein Potenzial - dynamischer 
Ausgabenbereich (Ausbaubedarf Ganztgsschule), 
Potenziale durch Zusammenlegung wenig 
ausgelasteter Standorte und regionale Kooperation

Verkehr
Gemeindestraßen, Bauhöfe, Schutzwasserbau, 
Wildbachverbauung, öffentlicher Verkehr -923

Prozessoptimierung, Gemeindekooperationen, 
Reduktion von Leistungen; gleichzeitig höhere 
Bedarfe durch Klimaschutz und -wandelanpassung

Bildung Sonstiges - 
Schülerbetreuung 
und Sport

Schulverwaltung, Schülerbetreuung (Horte), Sportplätze, 
Turn- und Sporthallen, Eislaufplätze, Tennisplätze, 
Büchereien -591

Reduktion von Förderungen und Leistungen; 
gleichzeitig höhere Bedarfe bei Schülerbetreuung

Kultur
Musikschulen, Museen, Förderung von Kulturvereinen, 
Ortsbildpflege -550

Reduktion von Förderungen und Leistungen im 
Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 
(z.B. Vorgaben betreffend Musikschulen)

Öffentliche 
Ordnung und 
Sicherheit Feuerwehr, Baupolizei, Katastrophendienst -475

Reduktion von Leistungen im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten

Wirtschafts-
förderung

Förderung von Land- und Forstwirtschaft, Tourismus und 
Wirtschaft -230 Reduktion von Förderungen 



Ohne Gegensteuerungsmaßnahmen ist Konsolidierung 
der Gemeinden nur durch Leistungskürzungen möglich 
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Ausgangslage: 1 Mrd. Euro öffentliches Defizit 
der Gemeinden (ohne Wien) 2024

Maßnahmen der Gemeinden 

• Anpassungen bei Gebühren und 
Leistungsentgelten

• Effizienzsteigerung in der 
Leistungserbringung 
(z.B. Gemeindekooperationen, Zusammenlegung 
wenig ausgelasteter Standorte) 

• Reduktion der Leistungsangebote 
(z.B. Reduktion Öffnungszeiten, Schließung von 
Sport- und Kultureinrichtungen) 

• Reduktion von Förderungen

Verbesserte Rahmenbedingungen für Gemeinden 

• Gemeinden aus der Finanzierungsverantwortung für Soziales 
und Gesundheit entlassen

• Abgabenautonomie stärken: Grundsteuerreform, 
steuerungsrelevante Leerstands- und Zweitwohnsitzabgabe

• Normative Vorgaben evaluieren und reduzieren 
(z.B. Bauvorschriften, Erhaltungsvorgaben Straßeninfrastruktur)  

• Förderung/Verpflichtung von Gemeindekooperationen
• Abgeltung von Mehraufgaben (ÖPNV, Klimaschutz, Bildung,…)

• Aufgabenorientierter Finanzausgleich 
(z.B. regionale Versorgungsfunktion)
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Artikel, Studien und weiterführende Infos: 

www.kdz.eu/de/wissen/studien

www.kdz.eu/de/aktuelles/blog
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Prognosegrundlagen (Gemeinden ohne Wien)

17

▪ Ertragsanteile 
▪ BMF Mai 2025

▪ Finanzzuweisungen
▪ Berücksichtigung FAG 2024-Ergebnisse (z.B. Zukunftsfonds), Gemeindepaket Juni 2024

▪ Eigene Abgaben
▪ Kommunalsteuer gemäß Lohn- und Gehaltssumme (WIFO März 2025), 

weitere eigene Abgaben gemäß 5-Jahresschnitt

▪ Gebühren und Leistungsentgelte
▪ Mittelwert aus VPI Vorjahr und aktuelles Jahr, VPI gemäß WIFO März 2025

▪ Personalausgaben
▪ aktuelle Abschlüsse 2024 und 2025, danach Inflation zzgl. 0,3% zzgl. 1% Vorrückung

▪ Umlagenentwicklung entsprechend Abfrage bei Ländern* (Stand Mitte Nov. 2024)

▪ weitere Annahmen
▪ weitere Einnahmen- und Ausgabengrößen Mittelwert aus VPI Vorjahr und aktuelles Jahr (WIFO März 2025)

▪ Anpassungen 2024 gemäß hochgeladenen Rechnungsabschlüsse 2024 auf www.offenerhaushalt.at (Stand Anfang Mai 2025)

▪ Verschiebungen bei Gemeinde-Bedarfszuweisungen zugunsten Haushaltsausgleich noch nicht berücksichtigt
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